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(K)ein Wohnen in Aussicht für EU-
Zugewanderte in prekären Lagen 

Kommunale Handlungsstrategien im Umgang mit 
Menschen aus Bulgarien und Rumänien 

Joachim Krauß 

EU-Zugewanderte in Armut in Deutschland 

Die prekäre Lebens- und Wohnsituation eines Teils von EU-Zugewanderten 
stellt insbesondere Kommunen in den Ballungszentren vor komplexe Heraus-
forderungen, die weit über wohnungspolitische Fragen hinausreichen. Mit 
Stand Jahresende 2024 lebten über 3,1 Millionen Menschen aus den EU-Bei-
trittsstaaten der Jahre 2004–2011 in Deutschland, insgesamt umfasst die Zahl 
der Menschen mit einer der 26 anderen EU-Staatsangehörigkeiten etwa 5,1 
Millionen Personen. Die Menschen leben in Deutschland und arbeiten viel-
fach in Bereichen, die ohne sie kaum noch wirtschaftsfähig wären. Ihre Leis-
tungen sind eine gesellschaftliche Notwendigkeit im deutschen Alltag und in 
unseren Sozialkassen. 

Trotz dieser erfolgreichen Integration wird der innereuropäische Eini-
gungsprozess seit über zwanzig Jahren angstbesetzt und ausgrenzend diskur-
siv begleitet. Dafür steht das Zerrbild einer drohenden ‚Armutszuwanderung‘ 
in die sozialen Sicherungssysteme. Die Auswirkungen einer davon geleiteten 
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Politik zeigen sich besonders deutlich in der Wohnungs- und Obdachlosig-
keit: Etwa 50.000 Menschen leben in Deutschland ohne jede Unterkunft auf 
der Straße, die Hälfte von ihnen stammt aus einem EU-Mitgliedsland (BAG 
W 2023), insbesondere aus Polen, Bulgarien und Rumänien. Diese Gruppe 
von Zugewanderten sieht sich mit erheblichen Barrieren beim Zugang zu 
Wohnraum konfrontiert: Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt, ausbeu-
terische Arbeitsverhältnisse, fehlende finanzielle Ressourcen, mangelnde 
Sprachkenntnisse und unzureichendes Wissen über das deutsche Rechtssys-
tem belasten ihre soziale Situation und erschweren die Wohnungssuche er-
heblich. Aber auch die Gewährung der ordnungsrechtlichen Unterbringungs-
verpflichtung durch die jeweilige Kommune ist vielerorts nicht garantiert. 

Gleichzeitig haben rechtliche Verschärfungen auf Bundesebene seit 2016 
die sozialrechtlichen Ansprüche dieser Personengruppe drastisch einge-
schränkt. Der Ausschluss von Sozialleistungen nach dem SGB II und XII trifft 
besonders diejenigen, die aufgrund ihrer prekären Situation dringend auf 
staatliche Unterstützung angewiesen wären, zumal die Wirklichkeit zeigt, 
dass die Menschen trotz Verelendung in Deutschland bleiben. 

In diesem Spannungsfeld entwickeln Kommunen unterschiedliche Hand-
lungsstrategien, die von aktiver Integration bis hin zu gezielter Verdrängung 
reichen. Der vorliegende Beitrag basiert auf einer kursorischen Analyse ver-
schiedener kommunaler Handlungsstrategien und zeigt auf, welche Faktoren 
die unterschiedlichen kommunalen Ansätze bestimmen und wie sie sich auf 
die gesellschaftliche Teilhabe und soziale Gerechtigkeit auswirken. 
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Die Agendabildung „Armutsmigration“ 

Die politische Debatte um EU-Zugewanderte in prekären Lebenslagen wird 
seit dem Jahr 2012/13 maßgeblich durch den Begriff „Armutsmigration“ ge-
prägt, der für eine problematische Dichotomie zwischen ‚erwünschter‘ Ar-
beits- und ‚unerwünschter‘ Armutsmigration steht. Ohne diesen Prozess und 
seine Protagonisten an dieser Stelle nachzeichnen zu können, lässt sich fest-
halten, dass er sich auf kommunale sowie Landes- und Bundesebene er-
streckte und bis heute fortwirkt, wie jüngste Äußerungen der bundespoliti-
schen Spitzenebene verdeutlichen (Der Spiegel 2025). Die 2016 verabschiede-
ten Gesetzesänderungen sind ein unmittelbares Ergebnis davon und Sinnbild 
der restriktiven Politik gegenüber EU-Zugewanderten in prekären Lebensla-
gen. Der Prozess zeigt die Bedeutung strategischer Kommunikation und po-
litischer Netzwerke für erfolgreiche Politikbeeinflussung (Krauß 2016). 

Diskursive Strategien der Legitimation 

Ein zentrales Element der diskursiven Strategien war die Ethnisierung der 
Debatte durch die explizite Fokussierung auf Roma (wobei Sinti als deutsche 
Minderheit aus Unkenntnis und Ignoranz einfach mitgenannt wurden). Diese 
Strategie hatte mehrere Funktionen: Sie ermöglichte es, rassistische Ressen-
timents zu aktivieren, ohne dies explizit zu thematisieren, und konstruierte 
eine vermeintlich homogene Problemgruppe, die sich von der ‚nützlichen‘, 
d. h. arbeitsmarktorientierten EU-Zuwanderung unterscheiden würde: 

„Es hilft nicht, um den heißen Brei herumzustreichen. Das Problem, 
das sich hinter der sogenannten Armutseinwanderung aus Bulgarien 
und Rumänien verbirgt, ist kein allgemeines, sondern ein spezifisches. 
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Es gibt zigtausende junge Bulgaren und Rumänen, die […] fleißig ar-
beiten oder studieren. Sie halten ihr Geld zusammen, sie lernen Spra-
chen, sie bilden sich. Sie fallen niemandem auf und niemandem zur 
Last, sie gehören zur europäischen Elite von morgen. Diejenigen, die 
auffallen und die den großen deutschen Städten jetzt so viele finanzi-
elle Probleme bereiten, sind fast ausschließlich Roma. Wer dies in 
falsch verstandener politischer Korrektheit nicht erkennt und nicht 
benennt, wird nie die Lösung finden, mit diesem schwierigen Problem 
fertigzuwerden“ (Brill 2013). 

Die Fokussierung auf Roma als vermeintliche Hauptgruppe der ‚Armutsmig-
ration‘ ignorierte dabei bewusst die Heterogenität der EU-Zugewanderten in 
prekären Lebenslagen und die strukturellen Ursachen ihrer Marginalisie-
rung. Stattdessen wurden und werden kulturalistische Erklärungsmuster als 
Ursache für gesellschaftliche Ausgrenzung herangezogen. 

Parallel zur Ethnisierung wurden systematisch Kriminalisierungsnarra-
tive entwickelt und verbreitet. Begriffe wie „Kindergeldbetrug“ oder „Sozial-
missbrauch“ suggerieren weiterhin, es gäbe eine besondere Bereitschaft unter 
EU-Zugewanderten, den deutschen Sozialstaat auszunutzen. Damit wurden 
und werden restriktive Maßnahmen als notwendige Abwehrstrategien legiti-
miert. Diese Narrative sind besonders wirksam, weil sie an bestehende Vorur-
teile über Sozialleistungsbeziehende anknüpfen und diese mit migrations-
skeptischen Einstellungen verbinden. 

Die empirische Grundlage dieser Kriminalisierungsnarrative ist dabei oft 
dünn oder nicht vorhanden. Einzelfälle werden systematisch generalisiert und 
statistische Zusammenhänge bewusst fehlinterpretiert oder unterschlagen. 
Dennoch prägen diese Narrative maßgeblich die öffentliche Wahrnehmung 
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und politische Bewertung. Kommunalpolitische Akteure greifen die Narra-
tive auf und verknüpfen sie mit lokalen Problemen und Herausforderungen: 
„Die Bundesregierung verschläft dieses Problem, sie muss endlich was dage-
gen tun, dass es Armutsflüchtlinge in Europa gibt [...]. Wir haben derzeit rund 
19.000 Menschen aus Rumänien und Bulgarien in Duisburg, Sinti und Roma“ 
(FAZ online 2018). 

Sozialrechtlicher Ausschluss und seine Legitimation 

Die rechtlichen Verschärfungen der letzten Jahre basieren auf der konstruier-
ten Unterscheidung zwischen erwünschter Arbeits- und unerwünschter Ar-
mutsmigration. Diese Dichotomie suggeriert, dass eine klare Unterscheidung 
zwischen diesen beiden Formen der Migration möglich und sinnvoll sei. 

Zwischen 2005 und 2016 wurden EU-Bürger ohne langfristig gesicherten 
Arbeitsmarktzugang schrittweise von den Sozialleistungen ausgeschlossen. 
Das 2016 verabschiedete „Gesetz zur Regelung von Ansprüchen ausländischer 
Personen“ markiert den vorläufigen Endpunkt dieser Entwicklung. Beson-
ders betroffen sind Personen, die ohne kontinuierlichen Erwerbsstatus in 
Deutschland leben (Eckhardt 2023). 

Die systematische Umsetzung dieser Ausschlusspolitik verdeutlicht die 
bundesweite Arbeitshilfe der Bundesagentur für Arbeit zur „Bekämpfung von 
bandenmäßigem Leistungsmissbrauch durch EU-Bürger“, die seit 2018 An-
wendung findet. Diese interne Handlungsanweisung stellt EU-Bürger grund-
sätzlich unter Missbrauchsverdacht und instruiert Jobcenter systematisch zur 
Leistungsverweigerung. In der Fassung von 2018 werden explizit „rumänische 
und bulgarische Staatsangehörige“ sowie „türkischsprachige Minderheiten“ 
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(Bundesagentur für Arbeit 2018, S. 3) stigmatisiert, womit Roma implizit dis-
kriminiert werden. Auf die Kritik aus der Zivilgesellschaft hin wurde diese 
Formulierung in der aktuellen Fassung aus dem Jahr 2022 zwar gestrichen, 
allerdings blieb die kollektive Unterverdachtstellung entlang der Staatsbür-
gerschaft erhalten. 

Die Auswirkungen dieser rechtlichen Verschärfungen und ihrer instituti-
onellen Umsetzung sind weitreichend: Sie führen zu einer systematischen 
Prekarisierung der Lebensverhältnisse betroffener Personen, zwingen sie zur 
Unsichtbarkeit und zum Rückzug aus formellen Strukturen. Die Arbeitshilfe 
der Bundesagentur macht deutlich, dass diese Entrechtung nicht zufällig ge-
schieht, sondern systematisch durch Verwaltungshandeln mitverursacht 
wird. Die rechtlichen Ausschlüsse treffen dabei besonders vulnerable Grup-
pen, insbesondere Familien mit Kindern. 

Die Entwicklung des Sozialrechts für EU-Zugewanderte zeigt beispiel-
haft, wie aus einem ursprünglich integrativen Ansatz systematisch eine Aus-
grenzungspolitik entwickelt wurde. Jede Gerichtsentscheidung, die Schutzlü-
cken aufdeckte, wurde durch weitere gesetzgeberische Verschärfungen beant-
wortet (Eckhardt 2023). Das Ergebnis ist ein komplexes Regelwerk, das fak-
tisch darauf ausgerichtet ist, EU-Bürger in prekären Lebenslagen von exis-
tenzsichernden Leistungen fernzuhalten. 

Kommunale Handlungsspielräume 

Trotz bundeseinheitlicher Rechtsvorschriften bestehen Interpretations- und 
Anwendungsspielräume auf kommunaler Ebene. Eine Analyse der Strategien 
von Duisburg, München und Dortmund verdeutlicht, wie Kommunen diese 
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Spielräume unterschiedlich nutzen: von restriktiver Verdrängung bis zu prag-
matischer Kooperation und Integration. 

In Duisburg lebten zum Jahresende 2024 über 26.000 Personen aus Bulga-
rien und Rumänien, was über fünf Prozent der Stadtbevölkerung darstellt, bei 
starker Konzentration in einzelnen Stadtteilen. In München waren es über 
31.000 rumänische und bulgarische Staatsangehörige bei einer Gesamtbevöl-
kerung von 1,5 Mio. Dortmund verzeichnete Ende 2024 über 13.000 Staatsan-
gehörige aus beiden Ländern, was ca. zwei Prozent der Gesamtbevölkerung 
entspricht (IT.NRW 2025 und Landeshauptstadt München 2025). In allen drei 
Kommunen leben EU-Zugewanderte auch aus vergleichbaren armutsgepräg-
ten Herkunftskontexten in Bulgarien und Rumänien. Die drei Städte haben 
allerdings unterschiedliche Strategien entwickelt. 

Duisburg: Abwehr und Verdrängung 

Duisburgs kommunale Strategie basiert auf einer grundlegenden Delegiti-
mierung der Anwesenheit von EU-Zugewanderten in prekären Lebenslagen. 
Der Duisburger Oberbürgermeister macht dies in seiner öffentlichen Positio-
nierung aus dem Jahr 2021 deutlich: „Ich bleibe bei meinem Standpunkt: Ein 
Großteil der etwa 9.000 rumänischen und 14.000 bulgarischen Staatsangehö-
rigen in Duisburg hält sich hier illegal auf“ (WAZ 2021). Diese Aussage igno-
riert bewusst die Tatsache, dass EU-Bürger grundsätzlich ein Recht auf Frei-
zügigkeit haben und der Entzug der Freizügigkeit im Verantwortungsbereich 
der jeweiligen kommunalen Ausländerbehörde liegt. 

Die Delegitimierung erfolgt durch die systematische Infragestellung der 
Berechtigung zum Aufenthalt: 
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„Vielen fehlen die grundlegenden Skills, Sprachkenntnisse, Schulab-
schluss oder eine Berufsausbildung. Es ist bekannt, dass Schlepper die 
Notlage vieler Menschen in den Herkunftsländern ausnutzen und die 
Menschen mit Scheinarbeitsverträgen ausstatten“ (ebd.). 

Diese Argumentation konstruiert EU-Zugewanderte in prekären Lebenslagen 
als illegitime Nutzer der Freizügigkeitsrechte und legitimiert restriktive Maß-
nahmen. Ethnisierende Zuschreibungen – die explizite Bezeichnung als 
„Sinti und Roma“ – verstärken diese diskursive Strategie. 

Das zentrale Instrument der Duisburger Verdrängungsstrategie sind die 
systematischen Hausräumungen durch die speziell eingerichtete „Taskforce 
Problemimmobilien“. Allein zwischen 2016 und 2021 wurden 77 Wohngebäude 
überprüft, wovon 66 unmittelbar geräumt wurden. Etwa 3.000 Menschen ha-
ben dadurch in fünf Jahren ihre Wohnung verloren (Krauß 2022). Der sche-
matische Ablauf zeigt die Effizienz dieser bis heute praktizierten Verdrän-
gungsstrategie: Wohngebäude werden ohne Voranmeldung von einem Team 
aus Ordnungsamt, TÜV, Feuerwehr, Energieversorgung, Entsorgungsunter-
nehmen und Jobcenter unter Amtshilfe durch die Polizei betreten. Bei festge-
stellten Brandschutzmängeln wird die sofortige Schließung verfügt, die Be-
wohner erhalten fünf Stunden Zeit, ihre Sachen zu packen (ebd.). 

Das Duisburger Vorgehen zeigt, dass die oft bemängelte Koordination 
zwischen verschiedenen Behörden in diesem Fall funktioniert. Die Arbeits-
hilfe der Bundesagentur zur „Bekämpfung von bandenmäßigem Leistungs-
missbrauch durch EU-Bürger“ empfiehlt explizit die „Zusammenarbeit mit 
anderen Stellen“ und führt detailliert aus, wie Jobcenter, Ordnungsämter, 
Ausländerbehörden und weitere Behörden koordiniert vorgehen sollen. In 
Duisburg zeigt sich diese Koordination in der Praxis: Bereits vor Räumungen 
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erhielten betroffene EU-Zugewanderte Bescheide des Jobcenters mit dem 
Hinweis, zu welchem Zeitpunkt die Wohnungsräumung anstand, weshalb 
Zahlungen eingestellt wurden (Rheinische Post 2022). Die angeblich ergeb-
nisoffen geführten Brandschutzüberprüfungen folgen somit einer anderen 
Zielsetzung. Ein leitender Mitarbeiter des örtlichen Ordnungsamtes brachte 
diese bereits 2017 offen zum Ausdruck: „Alle zwei Wochen werden mittler-
weile zwei Häuser untersucht/geräumt. Jedoch muss als Fazit festgehalten 
werden, dass durch die Arbeit der TaskForce die Zuwanderung nicht zurück 
geht“ (zit. n. Krauß 2019, S. 72). Die Räumungen dienen also explizit als Steu-
erungsinstrument zur Migrationskontrolle. Aktuelle Forschungsergebnisse 
zeigen die Auswirkungen dieser Verdrängungspraxis: Allein in dem zentralen 
Duisburger Stadtteil Hochfeld wurden seit 2021 zehn Häuser mit knapp 500 
gemeldeten Personen geräumt (Manovola et.al. 2024, S. 10). 

Dortmund: pragmatische Kooperation 

Dortmund hat eine Strategie entwickelt, die sich deutlich von der Duisburger 
Verdrängungspolitik unterscheidet. Die zuständige Sozialstadträtin be-
schreibt als Basis die Anerkennung von Potenzialen: „Viele der EU-2-Bürge-
rinnen und -Bürger bringen eine hohe Bereitschaft mit, sich einzubringen. 
Sie sind ehrenamtlich aktiv, teils innerhalb, teils auch außerhalb ihrer Com-
munity“ (Stadt Dortmund 2024). Diese Haltung der Stadt Dortmund führt 
nach einem Sachstandsbericht für das Jahr 2023 zu messbaren Erfolgen: Die 
Zahl der Beschäftigten ist auf 3.959 gestiegen, 86 Prozent davon sind sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt. Für 2.650 Familien gelang die Überleitung 
in eine Krankenversicherung. Als eine von fünf bundesweiten Modellstädten 
für EU-Arbeitsmarktintegration setzt Dortmund gemeinsam mit Ar-
beitsagentur, Jobcenter und freien Trägern innovative Ansätze um. Die Wan-
derungsdynamik hat sich deutlich verringert – von 14.000 Zu- und 
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Abwanderungen 2014 auf knapp 4.500 im Jahr 2023, was für eine zunehmende 
Stabilisierung spricht (Stadt Dortmund 2024). Gleichzeitig benennt die Stadt 
in einer Pressemitteilung strukturelle Grenzen: „Ständig kämpfen wir darum, 
dass Land und Bund sich ihrer Verantwortung stellen und uns so ausstatten, 
dass wir erfolgreiche Ansätze endlich verstetigen können“ (ebd.). 

Diese Haltung unterscheidet sich fundamental von der Duisburger Ver-
antwortungsabwälzung. Während Duisburg die eigene Überforderung instru-
mentalisiert, um restriktive Maßnahmen zu legitimieren, nutzt Dortmund die 
Kritik an übergeordneten Strukturen konstruktiv für politischen Druck bei 
gleichzeitigem eigenem Handeln. 

Im Bereich Wohnen verfolgt Dortmund die Strategie, verwahrloste Im-
mobilien in der Nordstadt im Erbbaurecht zu erwerben und über Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsmaßnahmen mit Langzeitarbeitslosen zu sanie-
ren. Bis Ende 2023 entstanden so 28 neue Wohnungen. Diese Strategie verbin-
det Wohnungsmarktgestaltung, Arbeitsmarktintegration und Quartiersent-
wicklung. 

Der Dortmunder Ansatz kombiniert Integration durch Netzwerkarbeit 
mit der systematischen Erprobung übertragbarer Modellansätze. 

München: Integration und Unterstützung 

Münchens kommunale Strategie basiert auf einer positiven Grundhaltung ge-
genüber Migration. Zuwanderung wird nicht als Bedrohung, sondern als 
Chance und wirtschaftliche Notwendigkeit verstanden. In einem gemeinsa-
men Positionspapier der Stadt und der lokalen Wohlfahrtsverbände heißt es: 
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„Der überwiegende Teil der in München lebenden EU-Staatsangehö-
rigen aus Bulgarien, Rumänien oder auch anderen europäischen Staa-
ten ist in München gut angekommen und geht oftmals einer qualifi-
zierten Erwerbstätigkeit nach“ (München 2021, S. 1). 

Gleichzeitig wird anerkannt, dass ein Teil der Zugewanderten aber in extrem 
prekären Situationen lebt, die jedoch nicht als illegitim gelten, sondern als 
Resultat struktureller Probleme: „Grund für die Zuspitzung der Situation sind 
u. a. bundesstaatliche Gesetze, die in den letzten Jahren immer weiter ver-
schärft wurden“ (München 2021, S. 1). 

Die Münchener Praxis zeigt ein umfassendes System integrierender Maß-
nahmen, das alle Lebensbereiche umfasst und auch gezielt Antidiskriminie-
rung vorsieht. Beispielhaft erwähnt seien die folgenden Maßnahmen: Seit 
2019 erhalten auch wohnungslose EU-Migranten eine ganzjährige Unterbrin-
gung in der Bayernkaserne, seit 2020 besteht die Clearingstelle für Menschen 
ohne Krankenversicherung mit einem angebundenen Gesundheitsfonds, der 
aufsuchende medizinische Dienst bietet Gesundheitsberatung für Familien 
und es gibt eine kostenfreie gynäkologische Sprechstunde für Frauen mit er-
schwertem Zugang zur ärztlichen Versorgung sowie kostenfreie Integrations-
kurse und Sozialberatung in Verbindung mit Arbeitsvermittlung. Die zentrale 
Logik dieser Strategie ist die Integration durch Verbesserung der Teilha-
bechancen. 
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Analytische Einordnung – kommunale 
Handlungsspielräume und Verantwortung 

Die drei Städte nutzen ihre kommunalen Gestaltungsspielräume höchst un-
terschiedlich. Das Münchener Positionspapier dokumentiert die maximale 
Ausschöpfung kommunaler Möglichkeiten. Dortmund konzentriert sich auf 
den Aus- und Aufbau der lokalen Kooperationsstrukturen und die Nutzung 
der Ressourcen, über die die Menschen verfügen: „Insgesamt haben wir gute 
Erfahrungen damit gemacht, an den Fähigkeiten der Menschen anzusetzen. 
Das hilft bei der Integration in Kita und Schule genauso wie bei der berufli-
chen Bildung“ (Stadt Dortmund 2024). Demgegenüber beschränkt sich Duis-
burg bewusst auf das rechtlich gebotene Minimum und nutzt seine Hand-
lungsspielräume vorrangig für restriktive Maßnahmen. 

Die unterschiedlichen kommunalen Strategien lassen sich nicht allein 
durch rechtliche Rahmenbedingungen oder finanzielle Ressourcen erklären. 
Vielmehr spielen politische Prioritätensetzungen, ideologische Orientierun-
gen und lokale Politiktraditionen eine entscheidende Rolle. Die Verantwort-
lichen aus München betonen in ihrem Positionspapier: „München profitiert 
von Europa und den binneneuropäischen Wanderungsbewegungen“ (Mün-
chen 2021, S. 1). Diese Aussagen stehen in diametralem Gegensatz zur aktuel-
len Duisburger Haltung, wenn der zuständige Oberbürgermeister noch 2025 
betont: „Ich bin fest entschlossen, Missbrauch von Sozialleistungen, Miss-
brauch von Hilfe zu bekämpfen, weil es zutiefst unsolidarisch und unredlich 
ist, solche Hilfsangebote auszunutzen“ (Link 2025). 
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Grenzen und Möglichkeiten kommunaler Politik 

Die vergleichende Analyse der Strategien zeigt deutlich, dass Kommunen 
trotz bundeseinheitlicher Rechtsvorschriften über erhebliche Handlungs-
spielräume verfügen. Diese Spielräume resultieren aus verschiedenen Fakto-
ren: der Komplexität des Rechtsrahmens, der Existenz parallel verlaufender 
Zuständigkeiten, der kommunalen Satzungsautonomie und der Möglichkeit 
freiwilliger Leistungen. 

Gleichzeitig werden aber auch die Grenzen kommunaler Handlungsmög-
lichkeiten deutlich. Die bundesrechtlichen Leistungsausschlüsse können 
durch kommunale Maßnahmen nicht vollständig kompensiert werden und 
die finanziellen Ressourcen der Kommunen sind begrenzt. Darüber hinaus 
sind kommunale Integrationsmaßnahmen nur erfolgreich, wenn sie in ein 
konsistentes Gesamtkonzept eingebettet werden. 

Die unterschiedlichen kommunalen Strategien verbessern oder erschwe-
ren die Lebensbedingungen für EU-Zugewanderte in prekären Lebenslagen. 
Während Personen in München und Dortmund Zugang zu umfassenden, ko-
ordinierten Unterstützungsangeboten haben, die grundsätzliche Lebensbe-
reiche abdecken, sehen sich die gleichen Personengruppen in Duisburg mit 
systematischer Verdrängung und institutioneller Gewalt konfrontiert. In 
München haben sie Zugang zu ganzjähriger Unterbringung, zu medizini-
scher Versorgung über die Clearingstelle und den Gesundheitsfonds, zu In-
tegrationskursen mit sozialpädagogischer Begleitung und zu spezifischen 
Angeboten für Kinder und Familien. Diese systematische Unterstützung er-
möglicht eine schrittweise Integration und Stabilisierung der Lebensverhält-
nisse. In Dortmund und München werden Zukunftsperspektiven und 
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Selbstwirksamkeit gefördert, während die Duisburger Politik systematisch zu 
Resignation, Rückzug und einer Verfestigung prekärer Lebensverhältnisse 
führt. Die Betroffenen werden zu einem Leben außerhalb des soziokulturel-
len Existenzminimums gedrängt. 

Die erheblichen kommunalen Unterschiede im Umgang mit EU-Zuge-
wanderten in prekären Lebenslagen werfen nicht zuletzt auch grundlegende 
verfassungsrechtliche Fragen zur Verwirklichung des Gleichheitsgrundsatzes 
auf. Das Münchener Positionspapier bringt diese Problematik auf den Punkt: 
„Grundsätzlich besteht seitens der Bundesregierung die Verpflichtung, ein so-
ziokulturelles Existenzminimum sicherzustellen, das migrationspolitisch 
nicht zu relativieren ist“ (München 2021, S. 6). Die systematische Ungleichbe-
handlung identischer Personengruppen je nach Wohnort widerspricht fun-
damental dem Gleichbehandlungsgebot und den rechtsstaatlichen Prinzipien 
der Bundesrepublik Deutschland. Besonders problematisch ist diese Un-
gleichbehandlung, weil sie vulnerable Gruppen trifft, die ohnehin mit struk-
turellen Benachteiligungen konfrontiert sind. Die kommunalen Disparitäten 
verstärken diese Benachteiligungen und führen zu einer zusätzlichen Dimen-
sion der Ungleichheit, die auf dem Zufall des Wohnortes basiert. 

Fazit – sozialpolitische Implikationen 

Die vergleichende Analyse zeigt, dass Kommunen wichtige sozialpolitische 
Akteure sind, die erheblichen Einfluss auf die Lebensbedingungen ihrer Be-
wohner ausüben und gesellschaftliche Entwicklungen aktiv mitgestalten. 
Diese Rolle bringt sowohl Gestaltungsmöglichkeiten als auch Verantwortung 
mit sich. Die rechtliche Entwicklung bildet den Rahmen für die kommunalen 
Handlungsstrategien. Während die Bundesebene systematisch Ausschlüsse 
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geschaffen hat, nutzen Kommunen ihre verbleibenden Handlungsspielräume 
höchst unterschiedlich – von der Münchener Strategie der Kompensation bis 
zur Duisburger Verstärkung der Ausgrenzung. Die Analyse der kommunalen 
Handlungsstrategien macht deutlich, dass grundlegende soziale Rechte und 
der Schutz vor Wohnungs- und Obdachlosigkeit vom Wohnort abhängen, 
womit fundamentale rechtsstaatliche Prinzipien verletzt werden. Dabei gilt, 
wie das Münchener Positionspapier formuliert: „Es ist von Interesse aller, dass 
in Deutschland lebende Menschen ihr Leben nicht außerhalb des soziokultu-
rellen Existenzminimums bestreiten müssen“ (München 2021, S. 9). 

Das Münchener und das Dortmunder Beispiel veranschaulichen, dass 
kommunale Politik ihre größte positive Wirkung entfaltet, wenn sie in eine 
kohärente Gesamtstrategie eingebettet ist und von allen relevanten Akteuren 
getragen wird. Die Kooperation zwischen den kommunalen Stellen und den 
Akteuren aus Zivilgesellschaft sowie freiverbandlichen Hilfen zeigt in beiden 
Fällen, wie sich durch die Koordination der Maßnahmen für EU-Zugewan-
derte in prekärer Lage zum Wohle der Gesamtstadt wirken lässt. Demgegen-
über verdeutlicht das Duisburger Beispiel, wie isolierte, auf Verdrängung aus-
gerichtete Maßnahmen nicht nur den Betroffenen schaden, sondern auch der 
Stadtgesellschaft insgesamt. Die systematische Zerstörung von Nachbarschaf-
ten und das bewusste Unterlaufen von Selbstorganisationsversuchen der Be-
troffenen befördern seit Jahren eine Erosion des sozialen Zusammenhalts. Die 
systematische Rechtsverletzung gegenüber einer spezifischen Bevölkerungs-
gruppe und die Instrumentalisierung staatlicher Gewalt für Verdrängungs-
zwecke unterhöhlen die rechtsstaatlichen Grundlagen des demokratischen 
Gemeinwesens. 

Die Analyse bestätigt die Kritik an den derzeitigen Leistungsausschlüssen: 
Sie führen nicht zu einer Reduzierung der Zuwanderung, sondern zu einer 
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systematischen Prekarisierung der Lebensverhältnisse. Sie machen EU-Zuge-
wanderte zu potenziellen Opfern von Ausbeutung auf dem Arbeits- und 
Wohnungsmarkt und zwingen sie in die legalen Grauzonen. Die Duisburger 
Erfahrungen zeigen, dass trotz massiver Verdrängungsmaßnahmen die Zahl 
der Zugewanderten aus Bulgarien und Rumänien sehr stabil bei über 25.000 
Personen verharrt. Diese Menschen nicht zu unterstützen, führt langfristig 
zu höheren gesellschaftlichen Kosten durch Gesundheitsprobleme, soziale 
Konflikte und verpasste Integrationschancen. 

Abschließend bleibt die Notwendigkeit für bundespolitische Reformen als 
auch innovative kommunale Ansätze, um die systematische Ungleichbehand-
lung von EU-Bürgern auch in Abhängigkeit vom Wohnort zu beenden. Die 
Unterschiede zwischen Duisburg und Dortmund sowie München zeigen so-
wohl die Möglichkeiten progressiver Kommunalpolitik als auch die Gefahren 
einer Politik der systematischen Ausgrenzung. Die Beispiele von Dortmund 
und München machen aber deutlich, dass die Sicherung sozialer Teilhabe 
möglich ist, wenn dies politisch gewollt ist und in der Folge die notwendigen 
Ressourcen akquiriert werden sowie strukturiert zum Einsatz kommen.  
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